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begann, 1 013 Zeugen gewonnen worden waren, die zu rd. 
30 000 Soldatenmißhandlungen aussagen sollten. Die Staats­
anwaltschaft sah sich unter dem Eindruck dieses Materials 
gezwungen, gegen den Protest Rosa Luxemburgs und ihrer 
beiden Verteidiger zunächst die Vertagung des Prozesses auf 
unbestimmte Zeit zu beantragen. „Es war ein halber Sieg, 
aber ein solcher, der einen ganzen verbürgte“, urteilte Rosen­
feld rückblickend, „da wir ja im unschätzbaren Besitz ausrei­
chenden Zeugenmaterials waren. Wir triumphierten schon: 
endlich würde es gelingen, das traurige Kapitel der Soldaten­
mißhandlungen gerichtskundig zu machen und damit dem 
Militarismus einen Stoß zu versetzen. Aber der Sieg wurde 
uns doch noch entrissen: der Krieg brach aus, und im Zeichen 
des Burgfriedens nahm der preußische Kriegsminister den 
gegen Rosa Luxemburg gestellten Strafantrag zurück.“13 14

Kampf gegen den Hitlerfaschismus

In der Weimarer Republik verteidigte Kurt Rosenfeld unge­
zählte Sozialdemokraten, Kommunisten und andere Demo­
kraten in politischen Prozessen. Dazu gehörten z. B. Georg 
Ledebour, Max Hoelz und Carl von Ossietzky.* 1* In seinen 
Plädoyers enthüllte er das Wesen und die Methoden der 
bürgerlichen Klassenjustiz, wie er sich auch leidenschaftlich 
gegen die Anwendung der Todesstrafe „als des furchtbarsten 
Kampfmittels rücksichtsloser Partei- und Klassenjustiz“, 
besonders in politischen Prozessen, wandte.15

Im Oktober7 1932 verteidigte Rosenfeld gemeinsam mit 
Hans Litten neun junge Berliner Arbeiter in einem Aufsehen 
erregenden Prozeß. Die Antifaschisten wurden beschuldigt, 
einen SA-Mann erschossen zu haben. Fünf standen wegen 
Totschlags, die anderen wegen schweren Landfriedensbruchs 
vor Gericht. Die beiden Verteidiger bewiesen mit Hilfe von 
Sachverständigen und Zeugen, daß der Ermordete, ob gewollt 
oder ungewollt, von den Nazis selbst getötet worden war. „Es 
gelang uns“, erinnerte sich Rosenfeld, „alle Angeklagten zu 
retten; sie wurden sämtlich freigesprochen.“16

Nicht zuletzt diesem Erfolg als Verteidiger verdankte Kurt 
Rosenfeld das Vertrauen, das ihm Ernst Thälmann entgegen­
brachte, als er am 3. März 1933 seinen Todfeinden in die Hände 
gefallen war. Am 6. März ließ er Rosenfeld an die Adresse 
seiner Kanzlei in der Joachimsthaler Straße 41 in Berlin- 
Charlottenburg eine Vollmacht für die Vertretung seiner 
Interessen zukommen. Als er am 8. März noch keine Rück­
äußerung hatte, schrieb Ernst Thälmann an seine Frau: „Es 
ist bereits Kurt Rosenfeld aus Berlin von mir mehrfach ange­
fordert worden.“17 18 Rosenfelds Antwort mußte ausbleiben, 
denn dieser hatte schon am 5. März Berlin verlassen, da er 
selbst von den Nazis gesucht wurde.

Auch die Freunde und Angehörigen Carl von Ossietzkys 
hatten erwartet, daß er dem am 27. Februar 1933 verhafteten 
Herausgeber der „Weltbühne“ wieder — wie 1931 vor dem 
Reichsgericht — als Anwalt zur Seite stehen würde. Die letzte 
vor dem Verbot der Zeitschrift erschienene Ausgabe vom 
7.März 1933 informierte: „Redaktion und Verlag der ,Welt- 
bühne“ versichern den Lesern, daß sie und ihr Rechtsbeistand 
Kurt Rosenfeld alles tun werden, das im Rahmen des heute 
noch Möglichen liegt, um Carl von Ossietzky die Freiheit 
wiederzubeschaffen. “1S

Im Pariser Exil angekommen, erfuhr Kurt Rosenfeld durch 
seine Kanzleisekretärin, was ihn in Berlin erwartete. Am 
23. Mai 1933 ließ ihm Roland Freister im Auftrag des preu­
ßischen Justizministers das Vertretungsverbot mit folgender 
Begründung zustellen: „Sie werden beschuldigt, sich in kom­
munistischem Sinne (vgl. § 3 des Gesetzes vom 7. April 1933 
— RGBl. I S. 188) betätigt zu haben. Es sind gegen Sie die 
umseitig mitgeteilten Tatsachen vorgebracht worden ...
1) Förderung kommunistischer Ideen auf kulturellem Gebiet.
2) Unterstützung der Gottlosenbewegung. 3) Durch ein an der 
Wand Ihres Empfangszimmers befindliches Bild, das darstellt, 
wie ein mit der Robe bekleideter Richter die Justitia verge­
waltigt, zersetzend gegen die Justiz gewirkt zu haben.“19

Drei Tage später erhielt Rosenfeld an seine Kanzlei- 
adresse eine Vorladung des Amtsgerichts Charlottenburg, 
Käntstraße 79, für den 29. Mai: „Gegen Sie ist wegen Belei­
digung der preußischen Richter eine Beschuldigung erhoben 
worden.“ Rosenfeld hatte keine Illusionen darüber gehabt, 
was ihn von den Nazis erwartete. Hitler selbst hatte Interesse 
an ihm, denn, wie Rosenfeld in einem während der Exilzeit 
verfaßten Lebenslauf schrieb, hatte er in der Endphase der 
Weimarer Republik in einem Münchner Prozeß „heftige 
Zusammenstöße mit Hitler, der als Zeuge auftrat, und der auf 
meinen Antrag 300 und 400 Mark Geldstrafe erhielt, weil er 
mich als jüdischen Rechtsanwalt beleidigt hatte“.

Von Paris aus setzte Kurt Rosenfeld den antifaschistischen 
Kampf fort. Mit dem Kommunisten Sändor Rado gab er zur 
Verbreitung der Wahrheit über Hitlerdeutschland das täglich 
in 8 000 Exemplaren erscheinende Pressebulletin „Inpress“ 
heraus. Er beteiligte sich in Frankreich und England an der 
Vorbereitung des Londoner Gegenprozesses zum Leipziger 
Reichstagsbrandprozeß.20 Mit Georg Branting und Romain 
Rolland gehörte er dem Sekretariat an, das die Arbeiten des 
Internationalen Untersuchungsausschusses zur Aufklärung 
des Reichstagsbrandes leitete.

Im Juni 1934 fuhr Kurt Rosenfeld im Auftrag des Welt­
hilfskomitees für die Opfer des Hitlerfaschismus nach den 
USA. Anlaß war eine Solidaritätswoche für die Befreiung 
Ernst Thälmanns und alter politischen Gefangenen des Nazi­
regimes. Auf den Ausgang des Leipziger Reichstagsbrand­
prozesses reagierte Rosenfeld in der internationalen Presse 
mit der Frage nach dem Schicksal des Berliner Arbeiters, der 
„eine Woche vor dem Freispruch Dimitroffs und seiner 
Kameraden ... zu anderthalb Jahren Gefängnis verurteilt 
(wurde), weil er behauptet hatte, Dimitroff sei unschuldig“. 
Und er. antwortete selbst: „Kampf ist das einzige Mittel zur 
Befreiung Ernst Thälmanns und der antifaschistischen Ge­
fangenen. “21

Kurt Rosenfeld blieb bis zu seinem Tode in den USA, 
unterbrochen von politischen Reisen in die Sowjetunion, nach 
Spanien, Kanada, Kuba und Mexiko. Er fand Arbeit als 
Rechtsberater in einer New-Yorker Anwaltsfirma. Aber seine 
Hauptaufgabe sah er darin, die antifaschistische Widerstands­
bewegung zu unterstützen. „Wir zeigen der amerikanischen 
Welt“, schrieb er im Oktober 1936, „daß Hitler nur das eine 
Deutschland vertritt, daß es aber ein anderes Deutschland 
gibt, zertrampelt und in Ketten gelegt, durch blutigsten Terror 
selbst am Sprechen verhindert, für das zu sprechen wir als 
unsere höchste Aufgabe ansehen unter der Parole: Hitler ist 
nicht Deutschland und Deutschland ist nicht Hitler! Die 
deutsche Untergrundbewegung mit den Helden, die im Dritten 
Reich trotz Gefahr für Leib und Leben kämpfen, ist uns ein 
Beispiel, dem wir nachzueifern suchen.“22

Im Sinne der Einheits- und Volksfrontpolitik propagierte 
und organisierte Kurt Rosenfeld den antifaschistischen Zusam­
menschluß der deutschsprachigen Amerikaner und der deut­
schen Emigranten in den USA. 1942 wurde er zum Präsidenten 
der auf seine Initiative gebildeten German-American 
Emergency Conference gewählt, eines Dachverbandes deutsch- 
amerikanischer Organisationen mit rund 50 000 Mitgliedern. 
Er war Gründer und Herausgeber des Monatsblattes „The 
German American“, später auch Mitglied des Ehrerroräsi- 
diums des Lateinamerikanischen Komitees der Freien Deut­
schen, das sich zum Nationalkomitee Freies Deutschland auf 
dem Boden der Sowjetunion bekannte.

*

Nahezu ein halbes Jahrhundert stand der Jurist und Politiker 
Kurt Rosenfeld in den Kämpfen seiner Zeit. In einem Nach­
ruf auf ihn versprach Albert Norden im Namen alter seiner 
Freunde und Mitstreiter, daß sie weiterwirken werden „für 
ein neues Deutschland, das erstehen und den Sozialisten nicht 
vergessen wird, der das lautere Gold der deutschen Demokratie 
war“.23 Und die Mitarbeiter und Redakteure des „German 
American“ bezeichneten Kurt Rosenfelds Tod als „Verlust für 
ein künftiges demokratisches Regime in Deutschland, das 
sich sicher seiner großen Fähigkeiten für die Neuordnung der 
deutschen Justiz bedient haben würde“ 24
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